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Einleitung  

Der Gemeinderat Nürensdorf hat an der Sitzung vom 25. Januar 2022 die 
Unterlagen der Nutzungsplanungsrevision zuhanden der öffentlichen Auflage 
und Vernehmlassung durch die nach- und nebengeordneten Planungsträger 
im Sinne von § 7 des Planungs- und Baugesetzes (PBG) verabschiedet.  

Die Unterlagen wurden während 60 Tagen vom 4. Februar 2022 bis zum 6. 
April 2022 im Gemeindehaus öffentlich aufgelegt. Die entsprechenden Unter-
lagen wurden auch digital, auf der Website der Gemeinde zugänglich ge-
macht. Die Publikation der öffentlichen Auflage erfolgte am 4. Februar 2022.  

Gestützt auf § 7 Abs. 3 PBG wird über die nicht berücksichtigten Einwendun-
gen gesamthaft bei der Planfestsetzung entschieden. Der vorliegende Bericht 
behandelt alle eingegangenen Stellungahmen, auch die Einwendungen, wel-
che berücksichtigt wurden. 

Im Rahmen der öffentlichen Auflage und der Anhörung der nach- und neben-
geordneten Planungsträger (Region und Nachbargemeinden) gingen inner-
halb der Auflagefrist 14 Stellungnahmen ein. Diese behandelten insbesondere 
folgende Hauptthemen: 

• Kernzonenpläne 
• Terrassierte Gebäude 
• Dachaufbauten 
• Verkehrsplan (kommunaler Verkehrsrichtplan)  
• Zonenplan 
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Die 14 Stellungnahmen beinhalten insgesamt 37 Einwendungen, Anträge, 
Hinweise und Empfehlungen. Davon werden:  

• 8 berücksichtigt, 
• 5 teilweise berücksichtigt, 
• 20 nicht berücksichtigt, 
• 4 zur Kenntnis genommen. 

Die Umsetzung der berücksichtigten Einwendungen betrifft insbesondere: 

• Kernzonenpläne  
• Dachaufbauten 
• Verkehrsplan  
• Valetparking 

Der Umfang der Anpassungen erfordert keine erneute öffentliche Auflage. Für 
die Behandlung in diesem Bericht wurden die Einwendungen anonymisiert. 

Die Einwendungen wurden hinsichtlich der besseren Lesbarkeit mit einer 
entsprechend dem Eingangsdatum durchlaufenden Ordnungsnummer (z.B. 
E01) erfasst und einer themenspezifischen Nummer (z.B.2.02) erfasst.  
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A Anhörung der nach- und nebengeordneten Planungsträger 

Nr. Ord. Nr. Thema Auflage, Hinweis, Empfehlung 
Forderung (Kurzfassung) 

Erläuterung  

A0.01 A01 
 

Fahrzeugabstellplätze Die ZPG empfiehlt, die Festlegung zur Parkierung bei grösse-
ren Wohneinheiten mit der Wegleitung zur Regelung des Park-
platzbedarfs abzustimmen.  

Die Empfehlung wird zur Kenntnis genommen. 

A0.02 A01 
 

Valetparking Die ZPG beantragt, den Art. 46 Ziff. 2 der neuen Bau- und Zo-
nenordnung wie folgt zu ergänzen.: «Davon ausgenommen 
sind Parkierungsanlagen, welche in rechtsgültigen Richtplänen 
festgelegt sind.» 

Der Einwendung wird berücksichtigt.  

     

B Öffentliche Auflage; Einwendungen 

Ord. Nr. Nr. Thema Einwendung, Hinweis, Empfehlung, Antrags Nr. gemäss 
jeweiliger Einwendung 
Einwendung / Kurzfassung Begründung 

Erläuterungen 

B1 Zonenplan  

22 
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B3.05 E11 Zonenplan  Bereits im Jahr 2016 wurde das Gesuch gestellt, dass die 
Parzelle Kat. Nr. 1202 in die Zone W1 umgezont werden soll.  
Nach wie vor sind wir der Meinung, dass die heutige Situa-
tion nicht rechtens ist und stellen somit nochmals den An-
trag, um Umzonung der Parzelle Kat.-Nr. 1202, von der 
Kernzone (Gartenbereich), in die Zone W1. 
Begründung: 
 
Areal-Überbauung  
Die Parzelle Kataster-Nr. 1202 ist Bestandteil der Arealüber-
bauung Kat. 1202 bis 1215 (Rebenstr. 6 bis 20), aus dem 
Jahr 1972. Bei der seinerzeitigen Realisierung der EFH-
Überbauung galt eine Ausnützungsziffer von 25%, Die Nutz-
fläche von 1 254 m2, berechnend aus der Arealfläche Kat.-
Nr. 1202 bis 1215) von 5 016 m2, wurde vollumfänglich aus-
geschöpft.  
Dass zu einem späteren Zeitpunkt ein Tell der Arealüberbau-
ungs-Landfläche (Kat.-Nr. 1202) aus der Wohnzone ausge-
zont wurde, war nicht korrekt. Wann dies geschehen war, 
können wir nicht nachvollziehen, dass, uns diese Auszonung 
im Vorfeld nicht mitgeteilt wurde und wir es auch nicht be-
merkt hatten.  
Mit der Auszonung der Parzelle Kat.-Nr. 1202 wurde die 
Areal Bauparzelle (Rebenstrasse 6 bis 20) derart verkleinert, 
dass nun bei drei Parzellen, Kat.-Nr. 1204, Kat.-Nr. 1207 und 
Kat.-Nr. 1212, die max. Überbauungsziffer von 25% (Zone 
W1) nicht mehr eingehalten werden. Die Überbauungsziffer 
wird, um Teil bis zu 7% überschritten.  
Dieser nun baurechtlich nicht korrekte Zustand, welcher nicht 
durch die Eigentümer verursacht wurde, aber der Baube-
hörde geschuldet ist, muss nun wieder In eine baurechtlich 
korrekte Situation überführt werden, indem die Bauarealflä-
che mit der Einzonung der Parzelle Kat.-Nr. 1202 in die 
Bauzone W1 wieder als Ganzes zusammengeführt wird.  
 
 

 

Die Gemeindeversammlung Nürensdorf hat am 13. Novem-
ber 1984 dem Kernzonenplan Birchwil zugestimmt. Damit 
wurde auch die Zuteilung des Grundstücks Kat. Nr. 1202 in 
den Gartenbereich beschlossen. 

 
Ausschnitt Kernzonenplan Birchwil 1984 
In Kenntnis des beschriebenen Anliegens wurde mit dem 
ersten Entwurf der nun vorliegenden Zonenplanrevision die 
Umzonung des Grundstücks Kat. Nr. 1202 in eine Wohn-
zone W1 beantragt. Dieser Entwurf wurde dem Amt für 
Raumentwicklung zur Prüfung unterbreitet. Die Umzonungs-
absicht wurde folgendermassen beurteilt: 
«Eine Genehmigung der Umzonung der Parzelle Kat.-Nr. 
1202 von der Kernzone in die Wohnzone W1 kann ohne den 
Nachweis, dass die Parzelle nicht In einem funktionalen Zu-
sammenhang mit einer bestehenden bewilligten Arealüber-
bauung steht, nicht in Aussicht gestellt werden. Für den Fall, 
dass dieser funktionale Zusammenhang besteht, ist die Um-
zonung planungsrechtlich nicht rechtmässig und kann nicht 
genehmigt werden. Im Zonenplan wäre die Parzelle dann 
weiterhin der Kernzone zuzuordnen».  
Basierend auf der Einwendung aus der öffentlichen Auflage 
wurde die Situation nochmals mit dem zuständigen Amt für 
Raumentwicklung besprochen. Gestützt auf die bewilligte 
und grundbuchlich gesicherte Funktion des Grundstücks 
Kat. Nr. 1202 als Spiel- und Ruhefläche der zugehörigen 
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Gartenbereich: 
In der Bau- und Zonenordnung, der Gemeinde Nürensdorf, 
wird mit Artikel 13 altBZO der Gartenbereich wie folgt um-
schrieben: 
«Der Gartenbereich, wird für die Erhaltung oder Schaffung 
herkömmlicher Vorgärten und überdies zum Dorfkern gehö-
render Umgebungsbereiche mit Wiesen, Obst-, Pflanz- und 
Gemüsegärten ausgeschieden.» 
Es ist unschwer zu erkennen, dass diese Parzelle nun mal 
kein herkömmlicher Vorgarten mit Wiesen, Obst-, Pflanz- 
und Gemüsegarten darstellt. Das allseitig zur Kernzone mit 
über zwei Meter hohen Böschungen abgeschlossene Grund-
stück, bildet die topografische Fortsetzung auf die, in gleicher 
Höhenlage liegende W1 Parzelle Kat.-Nr. 1205 (Re-
benstrasse 8).  
Die Hanglage unserer gemeinsamen Parzelle (Kat.-Nr. 
1202), mit den grossen Höhenunterschieden, verunmöglicht 
eine Zusammengehörigkeit zu der Kernzonen-Parzellen mit 
deren Liegenschaften zu erkennen.  
Ein Augenschein vor Ort bestätigt, dass die Parzelle (Kat.-Nr. 
1202) eindeutig zum Einfamilienhaus-Quartier gehörend ist. 
Das Grundstück hat auch vor der optischen Erschliessung 
her eine eindeutige Anbindung an die Rebenstrasse. Die an-
grenzenden Kernzonen-Liegenschaften sind hingegen unver-
kennbar zur Dorfstrasse ausgerichtet.  
Auch ein Blick in die Vergangenheit zeigt, dass diese Par-
zelle nie ein Gartenbereich, respektive ein Hinterhof oder ein 
Hofbereich war. Auch war nie angrenzend an die Parzelle 
eine Liegenschaft, im speziellen ein Bauernhaus, gestanden.  
Beachten Sie bitte «Historische Karte J. Wild (-1850)»; 
«Siegfriedkarte 1930, 1:25’000»; «Alte Landeskarte 1956-
65».  
Eine Zuweisung in eine Kernzone mit Gartenbereich müsste 
aus Sicht der Raumplanung (Dorf- und/oder Quartiergestal-
tung) sich aufdrängen, müsste baugeschichtlich nachvoll-
ziehbar sein und auch einem Bedürfnis der Gemeinde ent-
sprechen. All dies ist nicht gegeben,  
 

Arealüberbauung kann aufgrund der vorliegenden Grundla-
gen weiterhin keine Umzonung in Aussicht gestellt werden.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 

 
Ausschnitt Zonenplan Stand öffentliche Auflage, Arealüberbau-
ung mit zugehörigem Freiraum auf Kat. Nr. 1202.  
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Baulücke: 
Die Baudirektion, Koordination Bau und Umwelt, hält Im 
kommunalen Richt- und Nutzungsplanung (Oktober 2020) 
unter dem Kapitel Siedlungsentwicklung nach innen folgen-
des fest:  
Dichtes Bauen fördern: Die Gemeinde fördert eine dichte 
Bauweise, die Schliessung von Baulücken sowie die voll-
ständige Ausnutzung der Grundstücke. Die Gemeinde soll 
bei einer Zonenplanrevision überprüfen, ob eine dichtere 
Bauweise ermöglicht werden kann, ohne dass die quartier-
spezifischen Qualitäten beeinträchtigt werden, Sie kann da-
bei mittels Arealüberbauungsvorschriften, Sonderbauvor-
schriften massgeschneiderten BZO-Regelungen oder mittels 
Gestaltungsplänen die entsprechenden Rahmenbedingun-
gen schaffen.  
 
«Kantonaler Richtplan: Kapitel Siedlung» 
Wenn das Grundstück nicht überbaut werden kann, bleibt 
eine offensichtliche Baulücke erhalten, die in Betrachtung auf 
die Quartierüberbauung keinen nachvollziehbaren Sinn 
ergibt.  
Es ist die Aufgabe und das Interesse der Gemeinde, dass 
Baulücken geschlossen werden. (Auszug aus der «kommu-
nalen Richt- und Nutzungsplanung».)  
 
Aufwendiger Jätplatz  
Die Parzelle gehört acht Eigentümern. Aus Überalterungs-
gründen wird die Parzelle nicht als Kinderspielplatz genutzt. 
Auch ist es nicht realistisch anzunehmen, dass die acht Ei-
gentümer einen Obst-, Pflanz- und Gemüsegarten anlegen 
und diesen gemeinsam unterhalten, Was auf dem Grund-
stück geschieht ist, dass regelmässig gemäht wird und dass 
die Rabatten im Hang wiederkehrend mit viel Aufwand gejä-
tet werden.  
Für was?  
Weil es ein Gartenbereich in der Kernzone bleiben sollte, mit 
keiner optischen Anbindung zu den Kernzonenbauten an der 
Dorfstrasse.  
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Ord. Nr. Nr. Thema Einwendung, Hinweis, Empfehlung, Antrags Nr. gemäss 
jeweiliger Einwendung 
Einwendung / Kurzfassung Begründung 

Erläuterungen 

 
Antrag  
Es wird beantragt das Gesuch unter den vorgenannten Rah-
menbedingungen zu prüfen und den Antrag zur Umzonung in 
die Bauzone W1 zu veranlassen. 

B2 Bau- und Zonenordnung 

B2.01 E05 Kernzonen-  
bestimmungen 
(Dachaufbauten) 

Die Regelung zur Erweiterung der Dachaufbauten auf 50% 
(§ 292 neuPBG) der Fassadenlänge soll nicht für Kernzonen 
gelten. Es wird als problematisch erachtet, wenn die Dachflä-
chen von Inventar- oder Schutzobjekten mit Dachaufbauten 
so stark verändert werden, dass das Erscheinungsbild der 
Objekte wesentlich geschmälert wird und historische Gebäu-
deteile ihre Authentizität verlieren. Ziel sollte es sein, dass 
die Eingriffe möglichst klein gehalten werden soll und das 
Objekt möglichst geschont wird. 
 

Die vorgebrachten Argumente wurden nachmals vertieft ge-
prüft und besprochen. Die bisherige Vorgabe für die Breite 
der Dachaufbauten (Drittel) soll im Sinne des Ortsbildschut-
zes in den Kernzonen beibehalten werden. Es wird ein ent-
sprechender Artikel in die BZO aufgenommen.  
Die Einwendung wird berücksichtigt.  

B2.02 E08 Kernzonenbestimmun-
gen  
(PV/Solaranlagen ener-
getische Sanierungen) 

Es ist wichtig, dass die Gemeinde denjenigen Eigentü-
merlnnen, welche einen wichtigen Beitrag zur nachhaltigen 
Energieerzeugung und Energienutzung im Kanton beitragen 
möchten und dafür zusätzliche Kosten auf sich nehmen, bei 
der Bewilligung mit Wohlwollen entgegenkommt. Höchstens 
im Ortskern können zusätzliche Einschränkungen eine Be-
rechtigung haben, wobei auch dort die pragmatische Um-
setzbarkeit Priorität haben muss. 
Art. 7: Geringfügige Abweichungen sollen auch bei energeti-
schen Sanierungen und PV/Solaranlagen möglich sein und 
für PV-Anlagen sollen Höhenerleichterungen bei der Fassa-
denhöhe.  
 

Mit Art. 7 neuBZO werden die zulässigen Abweichungen ge-
genüber dem bisherigen Gebäudeprofil des Gebäudetyps A 
in Kernzonen beschrieben. Zur Förderung von energeti-
schen Massnahmen sieht das PBG bereits verschiedene Er-
leichterungen vor (Grenzabstände, Überbauungsziffer, Fas-
sadenhöhe). Das Gebäudeprofil im Sinne von Art. 7 neuBZO 
ist nicht in derselben Genauigkeit definiert wie die Grund-
masse gemäss PBG. Insofern besteht für untergeordnete 
massliche Abweichungen ein Spielraum in der Beurteilung. 
Das massgebende Kriterium für die Beurteilung ist die Ein-
ordnung/Gestaltung.  
Im Sinne einer Präzisierung wird folgende Ergänzungen in 
Art. 7 Abs. 2 neuBZO aufgenommen.  
«Geringfügige Abweichungen können bewilligt werden, 
wenn dies im Interesse des Ortsbildschutzes, der wohnhygi-
enischen Verhältnisse, der Verkehrssicherheit oder der 
Energie- und Klimapolitik liegt.» 
Die Einwendung wird berücksichtigt.  

22 
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Ord. Nr. Nr. Thema Einwendung, Hinweis, Empfehlung, Antrags Nr. gemäss 
jeweiliger Einwendung 
Einwendung / Kurzfassung Begründung 

Erläuterungen 

B2.03 E08 Kernzonenbestimmun-
gen (PV/Solaranlagen 
energetische Sanierun-
gen) 

Art. 10: Es ist für uns nicht klar ersichtlich, weshalb der 
Grundsatz, dass gut gestaltete Solaranlagen In der Kernzone 
gestattet sind, aus der BZO gestrichen wurde.  
Antrag: Ersetzen durch den Grundsatz "Energiegewinnungs-
anlagen sind gestattet'": mindestens aber Beibehaltung der 
Anforderung, "gut gestaltete Solaranlagen sind gestattet". 
 

Gestützt auf eine frühere Änderung der übergeordneten Ge-
setzgebung wurde die Bewilligungspflicht und die Bewilli-
gungsfähigkeit von Solaranlagen deutlich vereinfacht und er-
leichtert. Die Bewilligungsfähigkeit wird demnach in keiner 
Bauzone ausgeschlossen. In Kernzonen sind jedoch weiter-
hin eine Baubewilligung und eine gestalterische Beurteilung 
erforderlich. Aufgrund der übergeordneten Gesetzesände-
rung erübrigen sich die beantragten Formulierungen.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 

B2.04 E08 Kernzonen- 
bestimmungen  
(Grün- und Freiräume, 
Kinderspielplätze)  

Nürensdorf ist heute ein Dorf mit vielen Grün- und Freiräu-
men, diesen gilt es auch in Zukunft Sorge zu tragen, Eine 
Bau- und Zonenordnung hat hier vorausschauend zu planen, 
deshalb fordern wir die Präzisierung/Ergänzung folgender 
Bestimmungen:  
Art. 14: Der Grundsatz der Möglichkeit von Kinderspielplät-
zen ("Kinderspielplätze sind gestatten ist auch in der neuen 
BZO beizubehalten). 

Die Kinderspielplätze werden gemäss altBZO in Zusammen-
hang mit den Gartenbereichen genannt. Gemäss neuer For-
mulierung sind Spielplätze nicht mehr explizit genannt. So-
fern diese Anlagen gemäss den Bestimmung Art. 14 neu-
BZO gestaltet sind, sind diese aber weiterhin zulässig. 
Die Einwendung ist in diesem Sinne bereits berücksichtigt. 

B2.05 E08 Kernzonenbestimmun-
gen (Grün- und Frei-
räume, Baumarten) 

Art. 15: Die Bestimmung der orts- und standortgerechten 
Baumarten und Pflanzen Ist auf sämtliche Zonen auszuwei-
ten. Die Bestimmung ist zu ergänzen durch ein Aussaats- 
und Pflanzungsverbot von invasiven Neophyten, welche für 
die Allgemeinheit weitgehende und teure Folgeschäden aus-
lösen. 

Die Aussaht und Pflanzung von invasiven Arten ist bereits 
auf übergeordneter Ebene (Bund, Freisetzungsverordnung, 
FrSV) ungeachtet der Zonenart verboten.  
Gemäss revidierter BZO wird die Wahl der Pflanzen in Zu-
sammenhang mit dem Ortsbild konkretisiert, weshalb sich 
die Bestimmung auf die Kernzonen beschränkt. Die Ausdeh-
nung der Vorgaben betreffend orts- und standortgerechter 
Baumarten und Pflanzen auf alle Bauzonen wird als zu ein-
schränkend beurteilt.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

B2.06 E08 Grünflächenziffer  Die Grünflächenziffer soll auf alle Wohnzonen ausgeweitet 
werden (Richtwert Kernzone; 10%, alle anderen Wohnzonen 
30%). Während wir den Anteil der Grünflächen zwar heute in 
Nürensdorf noch nicht als akutes Problem sehen, soll die 
BZO hier die Vorgaben für die zukünftige Entwicklung fest-
halten. Zudem erlaubt nur ein konkretes Festhalten einer 
Grünflächenziffer die wichtige qualitative Bestimmung, dass 
Steingärten nicht als Grünfläche angerechnet worden 

Ausgehend von den harmonisierten Baubegriffen wurde die 
Freiflächenziffer (alt) durch die Grünflächenziffer (neu) er-
setzt. Eine Freiflächenziffer ist in der Gemeinde Nürensdorf 
nur in der Industriezone bestimmt. In der Industriezone 
wurde die Freiflächenziffer in eine Grünflächenziffer über-
führt. Die vorgeschlagenen Werte (30%, 10%) werden im 
Baubestand der Wohn- und Kernzonen weitestgehend er-
reicht. 

22 
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Ord. Nr. Nr. Thema Einwendung, Hinweis, Empfehlung, Antrags Nr. gemäss 
jeweiliger Einwendung 
Einwendung / Kurzfassung Begründung 

Erläuterungen 

können. Eine weitere Ausbreitung von Steingärten im Sied-
lungsraum ist sowohl aus Sicht des Siedlungsklimas (Hitzein-
seln), der Wasser-Rückhaltefähigkeit, als auch aus Sicht der 
Pestizidbelastung der Umwelt und des Grundwassers hoch-
problematisch. Der Gestaltung grosser Steingärten muss in 
der BZO dringend schon im Grundsatz Einhalt geboten wer-
den, um ein begrüntes Nürensdorf auch in Zukunft zu erhal-
ten. 

Mit der Einführung einer Grünflächenziffer könnten Steingär-
ten nicht ausgeschlossen werden. Es könnte lediglich fest-
gehalten werden, dass Steingärten nicht oder erst ab einem 
bestimmten Grünanteil an die Grünflächenziffer anrechenbar 
sind.  
In einer Gesamtwürdigung des «Grünbestandes» und der 
Regelungsmöglichkeiten wurde, ausser in der Industriezone, 
auf eine Festsetzung einer Grünflächenziffer verzichtet.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 

B2.07 E08 Baumbestand Die BZO soll sicherstellen können, dass der Baumbestand 
im Dorf erhalten wird. Im vorliegenden Entwurf fehlen jedoch 
Bestimmungen zum Baumbestandsschutz und zu Ersatz-
pflanzungen. Die BZO sollte durch entsprechende Bestim-
mungen ergänzt werden, um sicherzustellen, dass schatten-
spendende Bäume im Dorf erhalten bleiben. 

Der Schutz von Bäumen würde eine vertiefte und spezifi-
sche Planung erfordern (Baumschutzkataster), die nicht 
nicht Bestandteil des vorliegenden Revisionsumfangs ist.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 
 

B2.08 E08 Bodendurchlässigkeit Aussenparkplätze sollen mit durchlässigen Bodenbelägen 
ausgestaltet werden (z.B. Rasengittersteine), um die Versie-
gelung des Bodens zu vermindern und die Wasser-Rückhal-
tefähigkeit zu erhöhen. Dies ist insbesondere im dicht bebau-
ten Dorfkern relevant, wo auch die Vergangenheit gezeigt 
hat, dass im Falle von Starkniederschlägen oder Schnee-
schmelze, der Boden die Wassermassen nicht mehr schlu-
cken kann (Überschwemmungen). 

Die Materialisierung wird im Baubewilligungsverfahren ins-
besondere hinsichtlich der Gestaltung beurteilt. In den Kern-
zonen soll mit den festgelegten Umgebungsbereichen (insb. 
Gartenbereich) auch eine übermässige Versiegelung ausge-
schlossen werden. Von der Aufnahme der geforderten Be-
stimmung wird abgesehen. 
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

B2.09 E08 Fahrradabstellplätze Im Bereich Vorgaben von Infrastrukturen wie Park- und Velo-
abstellplätzen liegt der Fokus auf Mehrfamilienhäusern, in 
welchen oft Menschen wohnen, welche ursprünglich nicht 
über die Ausgestaltung des Hauses mitbestimmen konnten. 
Entsprechende klare Vorgaben erachten wir für diese Bauten 
grundsätzlich als sinnvoll. Wir haben dazu lediglich drei An-
merkungen: 
- Art. 46 Abs. 3 (Mehrfamilienhäuser): die vorgeschlagenen 
zwei Veloabstellplätze pro Wohnung sind nicht ausreichend, 
insbesondere für Familien mit Kindern. Wir fordern, dass die 
Bestimmung gemäss den geltenden VSS Normen ausgestal-
tet wird (1 Veloabstellplatz pro Zimmer). Diese Anzahl 
schliesst die Anlagen für BesucherInnen bereits ein und die 

Die Minimalvorgabe, welche auch gesetzlich geregelt wer-
den soll, wurde diskutiert. Die Vorgabe der VSS wurde dabei 
für den Regelfall als zu platzintesiv beurteilt, weshalb davon 
abgesehen wurde. Die Erstellung von zusätzlichen Abstell-
plätzen ist im Rahmen der Projektentwicklung aber zulässig 
und kann objektspezifisch umgesetzt werden.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 

22 
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Plätze können entsprechend zu einem Teil auch als Aussen-
anlagen eingeplant werden. 

B2.10 E08 Vermeidung  
Lichtverschmutzung 

Übermässige Lichtemissionen haben erhebliche negative 
Auswirkungen auf die Tierwelt und auch auf die Menschen. 
Das AWEL des Kantons Zürich hat einen Leitfaden für Ge-
meinden erlassen und empfiehlt darin, konkrete Bestimmun-
gen in der BZO festzuhalten. In die BZO ist deshalb mindes-
tens aufzunehmen, dass Beleuchtungen im Aussenraum 
aufs notwendige Minimum zu beschränken sind und die 
Lichtstrahlrichtung von oben nach unten zu richten ist. Zu-
dem könnte die BZO ggf. durch die Bestimmung ergänzt 
werden, dass Leuchtreklamen nachts auszuschalten sind. 

Hinsichtlich der Thematik der Lichtemissionen sind verschie-
dene Planungshilfen und die ISA Norm 491 «Vermeidung 
unnötiger Lichtemissionen im Aussenraum» massgebend. 
Die entsprechenden Vorgaben werden bei bewilligungs-
pflichtigen Vorhaben (z.B. Reklamen, Zusammenhang Um-
gebungsgestaltung) im Baubewilligungsverfahren berück-
sichtigt. Der Umfang der Einflussnahme ist durch die Bau-
verfahrensverordnung jedoch stark beschränkt. Eine Rege-
lung in der Bau- und Zonenordnung wird deshalb nicht als 
zielführend erachtet.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 

B2.11 E09 Geschosszahl/Gebäu-
dehöhe 

Seit nunmehr 16 Jahren wohne ich nun in der Gemeinde und 
habe diese lieb gewonnen. Vor allem schätze ich die Le-
bensqualität unserer Wohnzone (W1). Da mir sehr viel daran 
liegt, ja ich mich dazu verpflichtet fühle, in der Wahrung die-
ser Lebensqualität mitzuwirken, möchte ich auf einige äus-
serst fragwürdige Punkte aus dem Vorschlag zur Revision 
der Bau-und Zonenordnung zu sprechen kommen.  
Es ist mir bewusst, dass sich Revisionen dann anbieten, 
wenn sie der Harmonisierung von über die Jahrzehnte ge-
wachsenen Differenzen in Begriffen einerseits, andererseits 
aber auch dem Auftrag des Bundes zu dichterem Bauen ge-
recht werden müssen. Dennoch muss es nicht nur im Inte-
resse der Bewohner, sondern auch der Behörden sein, den 
ursprünglichen Charakter einer Zonenordnung, bzw. die Un-
terschiede dieser Zonen zu pflegen und soweit möglich zu 
erhalten. Es muss also verhindert werden, dass mit der aktu-
ellen und vor allem mit künftigen Revisionen insbesondere 
Wohnzonen vereinheitlicht werden und diese so ihren ur-
sprünglichen Charakteren verlieren. Mit der Wahrung und 
Pflege dieser Werte wird das Wohlbefinden der darin leben-
den Bewohner langfristig erhalten bleiben und es wird verhin-
dert, dass durch Begünstigungen Wege für profitorientierte 
Investmentprojekte geebnet werden. Im Kommentar zur 
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Revision wird genau diese Zielsetzung bestätigt. In folgen-
den Bereichen droht aber genau das Gegenteil der Fall zu 
sein: 
1. Geschosszahl/ Gebäudehöhe (Art. 278 PBG, Art 22 
neu BZO)  
Man darf davon ausgehen, dass die Zone W1 ursprünglich 
deshalb als eingeschossige Wohnzone definiert wurde, weil 
man mehrgeschossige Bauten darin als ungeeignet erach-
tete. Mit der aktuellen Ordnung, welche ein teilweise sichtba-
res UG, ein Vollgeschoss und ein Dachgeschoss zulässt, ist 
die Eingeschossigkeit ja eigentlich schon nicht mehr wirklich 
gegeben. 
Anstelle des Dachgeschosses soll nun alternativ ein Attika-
geschoss möglich werden. Dabei wird zur Festlegung der 
maximalen Fassadenhöhe nur bis zur Bodenplatte gemes-
sen, was Gebäude künftig nochmals bis ca. 1.5 m höher wer-
den lässt! 

 
 
 

Die bisherige Gesetzgebung hat unter Dachgeschossen 
auch Attikageschosse subsummiert. Attikageschosse sind 
demnach bereits heute zulässig und wurden auch gebaut. 
Das revidierte PBG führt nun auch explizit den Begriff «Atti-
kageschoss» auf. Durch die Änderungen der BZO werden in 
der W1 keine zusätzlichen Geschosse ermöglicht.  
Die Messweise der «Fassadenhöhe» gegenüber der alt-
rechtlichen «Gebäudehöhe» unterscheidet sich nur durch 
den Messpunkt beim Dach. Diese neue Messweise wird bei 
den Grundmassen berücksichtigt. Die Messweise der Fassa-
denhöhe wird durch das kantonale Gesetz geregelt. Dabei 
wird auf das massgebende Terrain gemessen. Es besteht 
kein Bezug zur Bodenplatte. Gebäude in der W1 können 
nicht 1.5 m höher gebaut werden. 
Die 1,5 m werden in Zusammenhang mit Abgrabungen gere-
gelt, welche gemäss altBZO in der W1 quantitativ nicht ein-
geschränkt sind. Die Eingliederung der Bauten in den ge-
wachsenen Terrainverlauf wird mit der Revision verbessert.  
Die Regelung mit den 1.5 m wird entsprechend beibehalten. 
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 

B2.12 E09 Terrassierte Gebäude 
(Art 38 neu BZO und 
damit tangierter Art 41 
neu) 
 

2. Der für mich verwirrend zweimal unterschiedlich auf-
geführte Art 38 soll neu die Zulässigkeit von terrassierten 
Gebäuden möglich machen. 
Eine Zulassung von Terrassenbauten in der Wohnzone 1 ist 
unverständlich. Diese neue Möglichkeit widerspricht gänzlich 
dem festgelegten Ziel, die Lebensqualität und das Ortsbildes 
zu wahren! 
Auch wenn die topografischen Voraussetzungen dies kaum 
zulassen dürften, so wären mit der Aufhebung der zulässigen 
Geschosszahl und der Regelung bezüglich der Fassadenhö-
hen im Extremfall noch dominantere Bauten möglich. Es 

Der Art. 38 neu BZO ist nur einmal aufgeführt. In der synop-
tischen Darstellung sind jedoch auf Seite 30 die Kurzkom-
mentare zur Revision beschrieben. Die Kurzkommentare 
sind jeweils auch mit den Artikelnummern versehen. 
Terrassierte Gebäude sind bereits heute zugelassen. Mit der 
Ergänzung der Bau- und Zonenordnung wird eine Beurtei-
lungsgrundlage für diese spezifische Gebäudetypologie ge-
schaffen.  
Die zulässigen Fassadenhöhen entsprechen der rechtsgülti-
gen Gebäudehöhe der W1 altBZO. Die Neuregelung betref-
fend transparenter Brüstungen wird dabei berücksichtigt. Die 
Gebäudelänge bleibt unverändert bei 25 m. Entgegen den 
Bestimmungen für reguläre Gebäude ist bei terrassierten 
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würde damit die Saat für eine profitorientierte Ausreizung der 
Grundstücke ausgetragen. 
 

Gebäuden die Anwendung des maximalen Höhenmasses 
(Gebäudehöhe 6 m + Firsthöhe 4,5 m = 10,5 m) nicht zuläs-
sig. Jede Geschossstufe hat die Fassadenhöhe von 6m 
resp. 7 m (transparente Brüstungen) einzuhalten.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 

B2.04 E12 Fassadenhöhe 3 Anfangs der 70-er Jahre haben wir in Oberwil ein Grund-
stück gekauft und dort unser Einfamilienhaus gebaut. Seit 
1971 wohne ich dort und geniesse täglich die ausgezeich-
nete Wohn- und Lebensqualität an dieser wunderbaren Lage 
mit Fernsicht in die Alpen und im Winter glücklicherweise oft 
über der Nebelgrenze.  
Bis zur Jahrtausendwende sind die Ortsteile von Oberwil und 
Birchwil miteinander verschmolzen und es hat sich in unserer 
Wohnzone ein schönes und harmonisches Quartier mit 
mehrheitlich Einfamilienhäusern gebildet.  
In den letzten Jahren sind einige Gebäude abgerissen wor-
den und durch Mehrfamilienhäuser ersetzt worden. Ich bin 
mir bewusst, dass eine verdichtete Bauweise benötigt wird 
und unumgänglich ist. Dennoch haben die letzten Neubauten 
(Rainstrasse, Tambelstrasse und Projekt Sunnenraistrasse 
34) enorme Dimensionen angenommen und über diese Ent-
wicklung mache ich mir Sorgen.  
An der Sunnerainstrasse 34 soll nun ein Einfamilienhaus 
durch ein Mehrfamilienhaus mit fünf grossen Wohnungen 
und elf Fahrzeugabstellplätzen ersetzt werden. Das geplante 
Volumen dieses Projektes reizt die Möglichkeiten (über)-ma-
ximal aus und ist in der Umgebung einzigartig und wirkt völlig 
überdimensioniert! Das gesamte Grundstück wird mit Anla-
gen und Bauten bedeckt sein, für die Familien und v.a. die 
Kinder wird es keine angemessenen Grün- und Erholungsflä-
chen geben. Schon heute parken viele Autos auf der Sun-
nerainstrasse und dies wird durch solche überdimensionierte 
Bauten zunehmen. Für den dadurch ebenfalls zunehmenden 
Verkehr und insbesondere für die Schulkinder, die zu Fuss 
oder mit dem Fahrrad in die Primar- oder Sekundarschule 
gehen, ist dies eine Gefährdung, zumal auf der östlichen 
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Seite der Sunnerainstrasse kein Trottoir besteht. Diese über-
dimensionierten Bauten schaffen keine Nachhaltigkeit.  
Unsere Wohnzone W1 ist ursprünglich als eingeschossige 
Wohnzone etabliert worden. Mit der aktuellen Ordnung kann 
ein teilweise aus dem Boden ragendes sichtbares UG, ein 
EG und ein Dachgeschoss gebaut werden. Gemäss beab-
sichtigter Revision der Bau- und Zonenordnung wurde mir 
gesagt, dass alternativ zum Dachgeschoss ein Attikage-
schoss möglich wird, wodurch sich die maximale Fassaden-
höhe nochmals erhöhen wird. Die bei der Sunnerainstrasse 
34 projektierte Gebäudehöhe ist enorm und die Morgen-
sonne wird bei uns abgedeckt sein und für viele Nachbarn ist 
die Beeinträchtigung sogar noch schlimmer. Die Ausreizung 
des maximal Möglichen, vielfach berechnet auf einem Gelän-
debuckel, der früher aufgeschüttet wurde, und ergänzt mit 
Erkern sowie eine vielfach missglückte Kombination von 
Flach- und Schrägdach im Attikageschoss passt nicht unsere 
Wohnzone W1 und gefährdet den Quartiercharakter und un-
sere gute Lebensqualität.  
Gemäss Auskunft von einem Baurechtsexperten sollte aus 
meiner Sicht die geplante Revision der Bau- und Zonenord-
nung unbedingt folgende Punkte umfassen, damit solche 
überdimensionale Bauten vermieden werden können:  
 
Antrag 
1) Gebäudehöhe:  
Die Norm des PBG von einer maximalen Gebäudehöhe von 
6 Meter bis Geländer/Brüstung des Dach- respektive Attika-
geschosses sollte unbedingt übernommen werden. Der Vor-
schlag zur Revision sieht vor, dass als Ausnahmeregelung 
alternativ ein Attikageschoss möglich ist, wobei zur Festle-
gung der maximalen Fassadenhöhe nur bis zur Bodenplatte 
gemessen wird. Dadurch würden die Gebäude nochmals bis 
ca. 1.5 Meter höher und aus meiner Sicht sollte diese Aus-
nahmeregelung gestrichen werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Einführung der neuen Baubegriffe wurde mit dem Ziel 
des Erhalts der bisherigen Vorgaben umgesetzt. Die Ge-
bäude- resp. Fassadenhöhe wird für Bauten mit Flachdach 
(Attikageschoss) bei 6 m resp. 7 m (transparente Brüstun-
gen) belassen. Bereits heute sind transparente Brüstungen 
über das Mass von 6 m hinaus zulässig, was gestützt auf 
Art. 41 neuBZO weiterhin erlaubt sein sollen.  
Die Messweise der Fassadenhöhe wird durch das kantonale 
Gesetz geregelt. Dabei wird auf das massgebende Terrain 
gemessen. Es besteht kein Bezug zur Bodenplatte. Ge-
bäude in der W1 können nicht 1.5 m höher gebaut werden. 
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Die 1,5 m werden in Zusammenhang mit Abgrabungen gere-
gelt, welche gemäss altBZO in der W1 quantitativ nicht ein-
geschränkt sind. Die Eingliederung der Bauten in den ge-
wachsenen Terrainverlauf wird mit der Revision verbessert.  
Die Regelung mit den 1.5 m wird entsprechend beibehalten.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

B2.05 E12 Terrassierte Gebäude Die Revision soll terrassierte Gebäude in der Wohnzone 1 
ermöglichen. Dies ist unverständlich, eine solche Möglichkeit 
widerspricht gänzlich dem festgelegten Ziel, die Lebensquali-
tät und das Ortsbild zu wahren. Mit der Aufhebung der zuläs-
sigen Geschosszahl und der Regelung bezüglich Fassaden-
höhen wären im Extremfall noch dominantere Grossbauten 
möglich. 

Terrassierte Gebäude sind bereits heute möglich, nur sind 
dafür keine spezifischen Regelungen festgelegt. Die Gebäu-
deabmessungen (Gebäudelänge 25 m, Grenzabstände 
8m/5m, Überbauungsziffer 25%) bleiben unverändert.  
Die reguläre Gesamthöhe der W1 von 10,3 m (alt Gebäude-
höhe 6 m + Firstbegrenzung 4.5 m = 10,5 m) kann bei ter-
rassierten nicht in Anspruch genommen werden. Es ist an al-
len Geschossstufen eine Fassadenhöhe von 6 m resp. 7 m 
(transparente Brüstungen) einzuhalten. Innerhalb dieser Hö-
hen ist die Geschosszahl/Anzahl Stufen frei.  
Aufgrund von exemplarischen Überprüfungen unter An-
nahme von verschiedenen Hangneigungen wurde erkannt, 
dass gegenüber der heutigen Regelung keine zusätzlichen 
Nutzflächen umgesetzt werden können.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 

B2.06 E12 Gebäudelänge und be-
sondere Gebäude: 

Die besonderen Gebäude sollen im Sinne von Art 36 altBZO 
weiterhin zu 50% an die Gebäudelänge angerechnet werden. 
In der Praxis überragt oft mit den Tiefgargen ein Teil des Un-
tergeschosses als besonderes Gebäude das gewachsene 
Terrain. Damit ist in einem solchen Fall auch der Teil des Un-
tergeschosses an die Gebäudelänge anzurechnen, aller-
dings nur zur Hälfte. 
Aus meiner Sicht muss verhindert werden, dass mit der aktu-
ellen Bauordnung und insbesondere mit der geplanten Revi-
sion harmonisch gewachsene Wohnzonen wie unsere Zone 
W1 in Oberwil gefährdet werden und ihren ursprünglichen 
Charakter verlieren. Die kurzfristige Maximierung von rein 
profitorientierten Investmentprojekten soll aus meiner Sicht 
kritisch hinterfragt und eingegrenzt werden. Es geht mir um 

Mit der Änderung soll, die Anwendung der Bestimmungen 
vereinfacht und das zulässige Mass (25m) für Hauptge-
bäude genutzt werden können. Die Befürchtung, dass 
dadurch zu lange Bauten entstehen könnten, die sich auf-
grund ihrer Länge nicht mehr in die Umgebung einordnen, 
wird nicht geteilt. 
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 
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die langfristige Wahrung und Pflege unserer Werte und das 
Wohlbefinden sowie die Lebensqualität für sämtliche Bewoh-
ner in unserem wunderbaren Quartier in Oberwil. 
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B2.07 
(3 Anträge) 

E13 Terrassierte Gebäude Sehr geehrte Damen und Herren  
Die Gemeinde Nürensdorf bietet ihren Einwohnern eine hohe 
Lebensqualität mit sehr guten Verkehrsanbindungen, reich-
haltigen Sportmöglichkeiten, nahegelegenen Einkaufsmög-
lichkeiten sowie ein ausgeprägt ländliches Ortsbild mit wun-
derschönen und mit viel Liebe gestalteten Einfamilienhaus-
quartieren. Auch unser Haus steht in einer dieser schönen 
Quartiere, welche Teil der Wohnzone 1 (W1) bildet. Diese 
Lebensqualität welche für Kinder sowie für uns Erwachsene 
zentral ist, gilt es unbedingt zu erhalten.  
Da unserer Familie, Nachbarn und Freunden in der Ge-
meinde sehr viel an der besagten Lebens- und Wohnqualität 
liegt, möchten wir die gebotene Gelegenheit ergreifen und ei-
nige Anmerkungen und Anregungen zum Vorschlag «Revi-
sion der Bau- und Zonenordnung» welche seit anfangs Feb-
ruar 2022 öffentlich aufliegt, anbringen.  
Die aktuell gültige Zonenplan der Gemeinde Nürensdorf 
wurde am 17. April 1985 genehmigt und die letzte Änderung 
erfolgte am 31. Mai 2005. Mit der vorliegenden Revision soll 
die planungsrechtliche Grundlage für die Entwicklung der 
Gemeinde in den nächsten 10 bis 15 Jahren geschaffen wer-
den. Im erläuternden Bericht gemäss Art. 47 RPV, 23. De-
zember 2021 kommt die von der Gemeinde beauftragte 
PLANPARTNER AG hinsichtlich einer Kapazitätsplanung 
zum Schluss, dass «Baulandreserven im Sinne von unbe-
bauten Grundstücken nur noch in geringem Mass und weit-
gehend auf kleinen Parzellen vorhanden sind.» 
Entsprechend werden nach Massnahmen zur Aktivierung 
«innerer Reserven» gesucht und konkret in den folgenden 
drei Bereichen vorgeschlagen: 1) Terrassierte Gebäude, 2) 
Grenzabstände, 3) Dachaufbauten (vgl. Seite 20 «Revision 
Ortsplanung/ Erläuternder Bericht gemäss Art. 47 RPV, 23. 
Dezember 2021 »).  
Es liegt auf der Hand, dass sich Revisionen dann anbieten, 
wenn sie der Harmonisierung von über die Jahrzehnte ent-
standenen Unterschieden in Begriffen einerseits, anderer-
seits aber auch dem Auftrag des Bundes zur «Verdichtung» 
gerecht werden müssen. Dennoch kann es unmöglich nur im 
Interesse der Gemeindebewohner, sondern muss auch im 
Interesse der entsprechenden Gemeindebehörden sein, den 

Das Schreiben beinhaltet keine konkreten Anträge. Sinnge-
mäss werden aus dem Schreiben folgende Anträge abgelei-
tet: 
Antrag 1: 
Art. 38 ist nur einmal aufzuführen.  
 
Umgang mit der Einwendung: 
Art. 38 ist in der BZO nur einmal aufgeführt. In der synopti-
schen Fassung ist auf der Seite mit den Kurzkommentaren 
(Kopfzeile) auch die Artikelnummern aufgeführt.  
 
Die Einwendung ist bereits berücksichtigt. 
 
Antrag 2:  
Terrassierte Gebäude dürfen nicht zulässig sein. 
 
Umgang mit der Einwendung: 
Terrassierte Bauten sind bereits heute zulässig und sind 
auch bereits umgesetzt worden. Mit Art. 38 neuBZO wird der 
baurechtliche Rahmen für entsprechende Gebäude genauer 
gefasst. Die Grundmasse (Überbauungsziffer, Gebäude-
länge, Fassadenhöhe) entsprechen den regulären Vorschrif-
ten in der W1. Die maximale Höhenbeschränkung gemäss 
altBZO von 10,5 m (Gebäudehöhe+ Firsthöhe) neu Gesamt-
höhe W1 (10,3 m) darf bei dieser Gebäudetypologie nicht 
beansprucht werden (Art. 38 Abs. 2 neu BZO). An jeder Ge-
schossstufe ist die Fassadenhöhe von 6 m resp. 7 m (trans-
parente Brüstungen) einzuhalten. Entsprechend wird auch 
davon ausgegangen, dass Terrassenhäuser für hintenlie-
gende Gebäude die Sicht weniger beeinträchtigen. Eine ne-
gative Beeinträchtigung des Ortsbild wird nicht erkannt.  
 
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 
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ursprünglichen Charakter einer Zonenordnung, bzw. die Un-
terschiede dieser Zonen zu pflegen und soweit möglich zu 
wahren. Es muss unbedingt verhindert werden, dass die vor-
liegende aber auch zukünftige Revisionen insbesondere 
Wohnzonen vereinheitlichen, und diese so ihren ursprüngli-
chen Charakteren, die Lebensqualität sowie das Ortsbild ver-
lieren.  
Revisionen dürfen unter keinen Umständen dazu führen, 
dass sich diese dem Weg des Geldes beugen und so Wohn-
raum zum Spielball renditegetriebener Investoren werden.  
Im Kommentar zur Revision wird entsprechend und richtiger-
weise diese Zielsetzung bestätigt. Leider bieten jedoch fol-
gende Bereiche eine Basis für genau die gegenteilige Ent-
wicklung: 
Der merkwürdigerweise zweimal aufgeführte Art. 38 (mit un-
terschiedlichem Wortlaut) soll neu die Zulässigkeit von ter-
rassierten Gebäuden möglich machen. Allein der Gedanke, 
ganz zu schweigen von der Bewilligung von terrassierten Ge-
bäuden in der Wohnzone W1 ist absolut unverständlich. 
Auch wenn dies als möglicher Ansatz einer Siedlungsent-
wicklung nach Innen angesehen wird, liegen dazu bereits in 
anderen Gemeinden etliche Beispiele vor, welche mehr an 
Schanzen, Gettos sowie anderen - das Ortschaftsbild zerstö-
renden Formen -erinnern (z.B. Winterthur). Diese vorgese-
hene neue Möglichkeit widerspricht ganz und gar dem fest-
gelegten Ziel, die Lebensqualität und das Ortsbilde zu wah-
ren! Umso mehr, wenn gemäss dem Bericht der PLAN-
PARTNER AG, das Gemeindebevölkerungs-wachstum bis 
im Jahr 2030 um rund 100 bis 500 zunehmen könnte. Wohn-
raum - sollte die Gemeinde in die erfreuliche Lage zusätzli-
cher Einwohner kommen - kann den neuen Anwohnern auch 
ohne terrassierten Gebäuden geboten werden. Auch wenn 
die topografischen Bedingungen nicht überall entsprechende 
Bauten zulassen, so wären dennoch mit der Aufhebung der 
zulässigen Geschosszahl der Regelung bezüglich der Fassa-
denhöhen von 6 m pro Stockwerk(!) im Extremfall sehr domi-
nanten und dem Dorfcharakter diametral entgegenstehenden 
Bauten möglich. Damit würden Tür und Tor für eine rendite-
orientierte Ausreizung der Grundstücke geöffnet, das Orts-
bild sowie die Lebensqualität der Gemeinde auf der anderen 
Seite massiv beeinflusst, wenn nicht gar zerstört! 

Antrag 3:  
Die Geschosszahl soll nicht aufgehoben werden.  
 
Umgang mit der Einwendung: 
Die baurechtliche Definition eines Geschosses ist für die An-
wendung bei terrassierten Gebäuden ungeeignet. Bei terras-
sierten Gebäuden sollten die Ebenen durchgehend verlaufen 
können. Mit der Anwendung des Geschossbegriffs gemäss 
geltender Rechtsprechung werden in Hanglagen Gebäude 
gefördert, die aneinandergebauten Reihenhäusern gleichen.  
Unter den oben genannten Vorgaben der Fassadenhöhe 
von 6 m resp. 7 m (transparente Brüstungen) und Gebäude-
länge von 25 m und dem Verzicht auf die Gesamthöhe (alt 
Gebäude- + Firsthöhe) ist die Anzahl von nutzbaren Ge-
schosstufen faktisch ebenfalls eingeschränkt. Die zulässigen 
Grundmasse entsprechen der regulären W1.  
Die maximale Geschosshöhe innerhalb der zulässigen Ge-
bäude-, resp. Fassadenhöhe ist bereits heute nicht vorgege-
ben. Überhöhte Geschosse gehen zu Lasten der Anzahl um-
setzbarer Geschosse resp. Stufen. 
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 
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B2.08 E13 Grenzabstände, Mehr-
längenzuschlag  
(Art. 25 neuBZO) 
 

Auch die Bebaubarkeit der Grundstücke durch die Neube-
rechnung des Mehrlängenzuschlages kann nicht als Lösung 
für mehr Wohnraumkapazität verstanden werden, weist 
diese doch ein weiteres Potential für die Maximierung von 
Verdichtungen und Renditeopportunitäten ortsfremder Inves-
toren auf der einen Seite auf, gleichzeitig jedoch auch eine 
starke Beeinträchtigung für anliegende Parteien, welche sich 
mit weiteren Einschnitten bei den Grenzabständen konfron-
tiert sehen. 

Das Dichtemass der Bau- und Zonenordnung von Nürens-
dorf wird durch die Überbauungsziffer definiert. Die Anpas-
sung der Regelung des Mehrlängenzuschlags erhöht die 
Flexibilität in der Anordnung eines Gebäudes.  
Auf die Dichte und damit die Rendite hat der Mehrlängenzu-
schlag keinen nennenswerten Einfluss.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt 

B2.09 E13 Dachaufbauten  
(Art. 12 ff. neuBZO) 

Die Ausweitung der Breite von Dachaufbauten bis zu einer 
Länge von der Hälfte der zugehörigen Fassaden zulässig zu 
machen, anstatt diese wie gehabt auf ein Drittel zu beschrän-
ken, dient wohl kaum einer gezielten Entwicklung des Kapa-
zitätsausbaus nach Innen. Auch die Zulassung von Abwei-
chungen bei Dachaufbauten zur Erhöhung des Wohnkom-
forts ist zu hinterfragen. Die aufgeführte «gestalterisch und 
architektonisch mindestens gleichwertige Lösung» gilt es klar 
zu definieren, bietet doch diese eingeräumte Flexibilität - 
trotz Ausschliessung einer erhöhten Nutzfläche - weiteren 
Spielraum für ungewollte Maximierungsversuche, welche 
sich einmal mehr negativ auf das Ortsbild sowie die umlie-
genden Gemeindebewohner auswirken könnten. 

Die vorgebrachten Argumente wurden nachmals vertieft ge-
prüft und besprochen. Die bisherige Vorgabe für die Breite 
der Dachaufbauten (Drittel) soll im Sinne des Ortsbildschut-
zes in den Kernzonen beibehalten werden. Es wird ein ent-
sprechender Artikel in die BZO aufgenommen.  
Die Einwendung wird berücksichtigt 
 

B2.10 E13 Geschosszahl / Gebäu-
dehöhe  
(Art. 278 PBG, Art. 22 
neuBZO) 
 

Die Zone W1 wurde ursprünglich deshalb als eingeschossige 
Wohnzone festgelegt, weil mehrgeschossige Bauten darin 
als ungeeignet erachtet wurden. Mit der aktuellen Ordnung, 
welche ein teilweise sichtbares UG, ein Vollgeschoss sowie 
ein Dachgeschoss erlaubt, ist die Definition der Eingeschos-
sigkeit bereits nicht mehr gewährleistet. 
Anstelle eines Dachgeschosses soll nun alternativ ein Attika-
geschoss möglich gemacht werden. Dabei wird zur Festle-
gung der maximalen Fassadenhöhe nur bis zur Bodenplatte 
gemessen. Daraus folgt, dass neue Gebäude in Zukunft um 
weitere rund 1.5 m höher gebaut werden können. Eine Ein-
bettung kann damit sicherlich nicht mehr gewährleistet wer-
den, von den negativen Einwirkungen auf anliegende Ge-
meindebewohner ganz zu schweigen! 

Ein Attikageschoss ist gemäss altBZO bereits zulässig und 
wurde unter Dachgeschossen subsumiert. Das revidierte 
Planungs- und Baugesetz führt neu den Begriff des Attikage-
schosses auf. Die BZO wurde entsprechend redaktionell er-
gänzt. Durch ein Verbot von Attikageschossen würden Be-
standesbauten rechtswidrig, was vermieden werden soll.   
Die Messweise der Fassadenhöhe wird durch das kantonale 
Gesetz geregelt. Dabei wird auf das massgebende Terrain 
gemessen. Es besteht kein Bezug zur Bodenplatte. Ge-
bäude in der W1 können nicht 1.5 m höher gebaut werden. 
Die 1,5 m werden in Zusammenhang mit Abgrabungen gere-
gelt, welche gemäss altBZO in der W1 quantitativ nicht ein-
geschränkt sind. Die Eingliederung der Bauten in den ge-
wachsenen Terrainverlauf wird mit der Revision verbessert.  
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Die Regelung mit den 1.5 m wird entsprechend beibehalten. 
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt 

B2.11 E14 Gebäudehöhen und 
Geschosszahlen 
(Artikel 22 neuBZO) 

Sehr geehrte Gemeinderätinnen und Gemeinderäte  
Ich bin in dieser Gemeinde aufgewachsen und vor wenigen 
Jahren wieder zurück in die Gemeinde Nürensdorf gezogen. 
Ich habe mich explizit für eine ruhige Wohnzone 1 entschie-
den, die per Definition Wohnzone 1 ist, ein einstöckiges 
Haus mit einem Vollgeschoss, einem Untergeschoss und ei-
nem Dachgeschoss oder einem Vollgeschoss und zwei 
Dachgeschossen.  
Die Wohnzone 1 definieren Sie in Ihrem korrigierten Bericht 
als eine «Einfamilienhauszone», bei der das Verdichtungspo-
tential nicht weiter erhöht werden soll. 
Neu soll auch alternativ ein Attikageschoss möglich sein, 
dies wird aber zur Festlegung der max. Fassadenhöhe ledig-
lich bis zur Bodenplatte vermessen. Dies führt zukünftig zu 
einer Erhöhung der Gebäude von bis zu eineinhalb Metern.  

Das Attikageschoss ist bereits heute möglich (Dachge-
schoss). Mit der Einführung der neuen Baubegriffe wurde 
nun der Begriff auch in die Gesetzgebung aufgenommen. In 
diesem Sinne wird keine Verdichtung gefördert. 
Die Messweise der Fassadenhöhe ist durch die übergeord-
nete Gesetzgebung definiert (§ 278 PBG) und ist nicht ab-
hängig von der Gebäudetypologie. Die Bodenplatte ist für 
die Messweise nicht von Bedeutung. 
Der Begriff «Einfamilienhauszone» wird im erläuternden Be-
richt als generelle Beschreibung des aktuellen Zustands ver-
wendet und hat keine «baurechtliche» Bedeutung. Es wird 
aber auch nicht erwartet, dass sich das generelle Quartier-
bild mittelfristig ändert.  
Gegenüber der rechtskräftigen Fassung der altBZO werden 
nun auch in der W1 und bei terrassierten Gebäuden die Ab-
grabungen auf 1,5 m eingeschränkt. Es wird damit von einer 
verbesserten Einordnung in die Landschaft ausgegangen.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt.  

B2.12 E14 Dachaufbauten Ebenfalls kann dieses Attikageschoss neu über 1/2 der ge-
samten Länge genutzt werden und nicht mehr nur zu 1/3, 
was einen erheblichen Unterschied zur Gebäudelänge aus-
machen kann. Somit kann eine Länge von ca. 50% mehr ge-
nutzt werden gegenüber früher. 

Das kantonale Planungs- und Baugesetz lässt mit dem neu 
formulierten § 292 neuPBG generell breitere Dachaufbauten 
zu (1/2 anstelle 1/3 der zugehörigen Fassadenlänge). Die 
Änderung wird für reguläre Bauzonen, in denen keine spezi-
fischen Gestaltungsanforderungen gelten (z.B. Wohnzone), 
als angemessen beurteilt und es werden dadurch keine ge-
nerellen gestalterischen Mängel gegenüber § 238 PBG (be-
friedigende Gesamtwirkung) erwartet.  
In Zonen, mit einem erhöhten Anspruch an die Gestaltung 
und Einordnung (Kernzone), soll aber an der bisherigen Re-
gelung (Drittel) festgehalten werden. Es wird ein entspre-
chender Artikel in die BZO aufgenommen. 
Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt.  
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B2.13 E14 Terrassierte Gebäude 
(Artikel 38 neu BZO) 

Bei den terrassierten Gebäuden soll der komplette Aufbau zu 
100% an der Hanglage baubar sein. Dies bedeutet für die 
rückwertigen Nachbarn eine fühl- und spürbare Erhöhung 
der Gebäude und die Terrassengebäude wirken ersichtlich 
näher und wuchtiger.  
 

Die heute geltende BZO lässt bei terrassierten Gebäuden 
eine maximale Höhe von 10.5 m. Demgegenüber ist bei ter-
rassierten Gebäuden gemäss revidierter Bau- und Zonen-
ordnung die Fassadenhöhe von 6 m resp. 7 m (transparente 
Brüstungen) an jeder Geschossstufe einzuhalten. Die terras-
sierten Gebäude treten entsprechend tiefer in Erscheinung 
als ein Gebäude mit Schrägdach.  
Die Regelung gemäss Art. 40 neuBZO kann erst angewen-
det werden, wenn die Hangneigung der Höhe eines Ge-
schosses (3 m) entspricht. Dies hat zur Folge, dass das 
oberste Vollgeschoss tiefer liegt als bei einem Gebäude an 
ebener Lage. Entsprechend reduziert sich auch die Höhe 
gegenüber der rückwärtigen Nachbarschaft. In diesem Sinne 
werden die Auswirkungen als vertretbar erachtet.  
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 

B2.13 E14 Geschosszahl Mit der Aufhebung der Geschossanzahl ebnet man den Weg 
frei für ähnliche Objekte wie sie in Winterthur gebaut wurden 
(neu liebevoll die 5 Schanzen Tournee genannt). 

Aufgrund der zulässigen Gesamtlänge von 25 m, die auch 
für reguläre Gebäude in der Zone W1 von Nürensdorf gilt, 
sind künftige Gebäude nicht vergleichbar mit den genannten 
Bauten in Winterthur (Länge ca. 60 m). Die Anzahl von Ge-
schossen, resp. Stufen ist durch die Fassadenhöhe von 6 m 
und die Hangneigung klar beschränkt (siehe B2.05, 2.07 
B2.10, B2.11, B2.12). 
Die Einwendung wird nicht berücksichtigt. 

B3 Kernzonenpläne 

B3.01 E01 Kernzonenpläne 
(Birchwil) 

Es wird beantragt, dass der «weisse Bereich» im Kernzonen-
plan Birchwil auf dem Grundstück Kat. Nr. 1354 beibehalten 
wird.   
Dies, da auf dem betroffenen Grundstück kein altes, schüt-
zenswertes Gebäude mit entsprechendem das Ortsbild prä-
gendem Umgebungsbereich steht und somit kein Erhalt orts-
teiltypischer Umgebungsgestaltung gefordert ist. Ebenfalls 
gegen eine Veränderung in einen Gartenbereich sprechen 
die tatsächlichen Verhältnisse mit dem bewilligten neuen 
Garten mit Poolbereich, welcher im Mai 2021 fertiggestellt 
wurde. 

Ausgehend von den erst kürzlich (2020), unter dem gelten-
den Recht bewilligten und umgesetzten baulichen Massnah-
men auf dem Grundstück, wird der Kernzonenplan ange-
passt.  
Die Einwendung wird berücksichtigt. 
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Links: rechtsgültiger Kernzonenplan 
Mitte: Situationsplan Baueingabe Pool  
Rechts: revidierter Kernzonenplan  
Die Einwendung wird berücksichtigt. 
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B3.02 E06 Kernzonenpläne 
(Hakab) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der bisherige Gartenbereich auf Kat. Nr. 3111 (Hakabstrasse 
33) wird als sehr einschränkend beurteilt, da keine Möglich-
keit besteht ein besonderes Gebäude (z. Bsp. Gartenhaus, 
gedeckte Pergola usw.) zu errichten (BZO Art. 13).  
Es ist wichtig, dass entlang der Hakabstrasse mit der beab-
sichtigten Änderung der Charakter für einen herkömmlichen 
Vorgarten weiterhin gewährleistet ist. 

Hinsichtlich des Baubestandes und der Situation mit dem 
nördlich liegenden Landwirtschaftsbetrieb wird eine Teilflä-
che als Hofbereich definiert. Die Übergänge zur Landwirt-
schaftszone und zum Strassenraum sollen in der Garten-
zone verbleiben. 

      
Links: Antrag Einwender;  
Rechts: revidierter Kernzonenplan 
Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt. 
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B3.03 E07 Kernzonenpläne 
(Oberwil) 

Der Gartenbereich bei der Brüttenerstrasse 20/22 (Kat. Nr. 
3114) vor der Garageneinfahrt (Bau 2017) ist entsprechend 
entfernt und neu als «allgemeiner Umgebungsbereich» fest-
gelegt worden: 
Dieser Bereich wurde jedoch in der Vergangenheit (landwirt-
schaftliches Gewerbe) sowie wie auch heute (Gewerbe Zim-
merei) als Hofbereich genutzt. Es wird gebeten, die Anpas-
sung nochmals zu überprüfen und entsprechend der bisheri-
gen praxisgemässen Nutzung als Hofbereich einzuzeichnen. 

Die Baubehörde hat die Situation hinsichtlich der Eignung für 
Klein- und Anbauten nochmals überprüft. Auf der Nordseite 
des Gebäude Brüttenerstrasse 22 sind entsprechende Ge-
bäude im Sinne des Ortsbildes und der Situation am Orts-
ausgang in untergeordnetem Mass denkbar. Ein kleinräumi-
ger Hofbereich wird festgelegt. 

    
Links: Stand öffentliche Auflage  
Rechts: revidierter Kernzonenplan 
Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt. 
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B3.04 E10 Kernzonenplan  
(Oberwil) 

Bezüglich der neu definierten Gartenzone auf meinen Grund-
stück Nr. 2802 gibt es aus meiner Sicht noch Fragen:  
Wir haben dieses Grundstück im Jahr 2001 vom Grundstück 
des Riegelhauses (Nr. 2803) in der Absicht abgetrennt, dass 
bei einer zukünftigen Realisierung des Baubereichs die Zu-
fahrt entlang der Zonengrenze, also entlang der Grenze zum 
Grundstück Nr. 2559 (der Erben von Emil Sehellenberg) ge-
führt werden soll.  
Im neuen Kernzonenplan von Oberwil liegt nun entlang die-
ser Linie auf meinem Grundstück der stark vergrösserte Gar-
tenbereich. Wie an der Informationsveranstaltung vorgestellt, 
war die Idee der Planer, den Gartenbereich generell entlang 
der Grenze zur Landwirtschaftszone zu legen. Hier haben wir 
aber keine Landwirtschaftszone, sondern grenzen an die Er-
holungszone E2.  
Das heisst nun, die Zufahrt zu meinem Grundstück wird hart 
entlang der geschützten Linde (5.08) geführt, die auf der 
Grundstücksgrenze steht. Die Zufahrt würde unter der Baum-
krone liegen. Ob das im Sinne der Naturschutzverordnung 
für Einzelbäume wäre, muss ich bezweifeln.  
Ausserdem steht in diesem Zufahrtsbereich auch noch die 
Strassenlaterne. Sie müsste versetzt werden. Würde die Ge-
meinde das dann übernehmen?  
Antrag:  
Aus diesen Überlegungen beantrage ich, die Zufahrt zum 
Grundstück Nr. 2802 wieder entlang der Zonengrenze vorzu-
sehen und den Gartenbereich in Absprache mit mir, soweit 
erforderlich, mehr gegen die Linde zu legen. 

Die aufgeführten Argumente wurden nochmals geprüft. Die 
Abstandssituation der weissen Fläche (geplante Zufahrt) ge-
genüber der Linde wurde mit der Revision des Kernzonen-
plans nicht verändert. Der Kernzonenplan (stand öffentliche 
Auflage) hält eine weisse Fläche mit einer Breite von 4 m 
frei. Eine Umsetzung der Armbrustschützenanlage in der an-
grenzenden Erholungszone ist nicht absehbar. Es wird er-
kannt dass zum Schutz der Linde ein vergrösserter Abstand 
resp. ein Projektierungsspielraum zweckmässig ist. Der 
weisse Bereich kann unter diesen Bedingungen auf 6 m ver-
breitert werden.  
 

     
Links: Stand öffentliche Auflage 
Rechts: revidierter Kernzonenplan  
Die Einwendung wird teilweise berücksichtigt. 

      

     

B4 Verkehrsplan (kommunaler Verkehrsrichtplan) 
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B4.01 E08 Fussgängerquerungen Der Gemeinderat definiert im Verkehrsplan Sammelstrassen, 
auf welchen aufgrund derer Funktion ein erhöhtes Verkehrs-
aufkommen zu erwarten ist. Auf diesen erhöht sich leider 
auch das Unfallrisiko und es wird eine Möglichkeit zur siche-
ren Querung benötigt. Die vorgesehene Fussgängerquerung 
Bushaltestelle "Oberwil" wird begrüsst, um insbesondere für 
Kinder die sichere Überquerung dieser Strasse zu verbes-
sern. Die Umsetzung soll zügig an die Hand gegangen wer-
den.  
Zusätzlich ist zu evaluieren, ob ein weiterer Fussgängerstrei-
fen zur Querung der Breitenloostrasse (Kreuzung Oberwi-
lerstrasse) und auf Höhe Niederrütelenweg vorhandene Lü-
cken in der Fussgängersicherheit schliessen kann. Die Que-
rung der Breitenloostrasse ist insbesondere zu prüfen, da 
diese notwendigerweise überquert werden muss, von Kin-
dern, welche das Schulhaus Sunnerain in Birchwil oder die 
hiesige Spielgruppe Oberwil Birchwil besuchen. 

Die beantragten Querungsstellen wurden überprüft. Im Be-
reich des Niederrütlenweg/Oberwilerstrasse müssen die Zu-
fussgehenden die Sammelstrasse queren. Die Sammel-
strasse sowie auch der kommunale Fussweg sind im Ver-
kehrsplan enthalten. Die Aufnahme dieser Querungsstelle 
wird im Sinne des kommunalen Verkehrsnetzes als sinnvoll 
erachtet. Die Querung an der Breitenloostrasse betrifft eine 
der übrigen kommunalen Zufahrtsstrassen und wird nicht in 
den kommunalen Verkehrsplan aufgenommen. Eine künftige 
Fussgängersicherung wird aber im Rahmen der Schulwegsi-
cherung weitergehend überprüft.  
Das Anliegen wird teilweise berücksichtigt. 

B4.02 E08 Tempo 30 Verkehrsberuhigende Massnahmen:  
Am nördlichen Ortseingang von Oberwil ist die Einrichtung 
einer verkehrsberuhigenden Massnahme zu prüfen, um eine 
Temporeduktion zu bewirken, bevor Fahrzeuge die unüber-
sichtlichen Strassensituation im Ortskern erreichen. Zusätz-
lich regen wir an, für die Quartiere auf dem Gemeindegebiet 
eine generelle Tempo-30-Regelung auf Quartierstrassen zu 
prüfen. Wir sind überzeugt, dass eine solche Regelung dem 
Sicherheits- und Ruhebedürfnis der Bevölkerung entspricht 
und die Lebensqualität in den Quartieren verbessert. 

Die Umsetzung von Tempo 30 Zonen bedarf vertiefter Stu-
dien und der Bestimmung von konreten Umsetzungsmass-
nahmen sowie eines weitergehenden Einbezugs der Bevöl-
kerung. Die Planung allfälliger Tempo 30 Zonen ist nicht an 
den Verkehrsplan gebunden. Ein entsprechendes Projekt 
übersteigt den Rahmen laufenden Revision der Nutzungs-
planung.  
Das Anliegen wird zur Kenntnis genommen. 

B4.03 E08 Velowege Velowege:  
Die Übernahme der Velowege aus dem regionalen Richtplan 
Glattal Verkehr ist ein erster Schritt zu deren Umsetzung, 
welcher nun ebenfalls zügig angegangen werden soll. 
 
 
 

Das Anliegen wird zur Kenntnis genommen. 
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B5 Diverses 

B5.01 E04 Diverses Die Einwendung E04 bemängelt verschiedene Sachverhalte 
im Industrieareal (Nürdensdorf Nord): 

• Emissionen  
• Verkehrssituationen (Parkierung, Anlieferung, Ver-

kehrsablauf) 
• Bautätigkeiten 
• Betriebszeiten 
• Bepflanzung des Übergangsbereichs zur Wohnzone 
• Etc. 

Mit der Einwendung soll eine rechtskonforme Ordnung in der 
Industriezone hergestellt werden.  

Die Einwendung betrifft nicht die vorliegende Revision der 
Nutzungsplanung. Das Einhalten der Lärmgrenzwerte und 
der Betrieb der vorhandenen Nutzungsarten, die Beanspru-
chung von öffentlichen Verkehrsanalgen (Trottoir) sowie 
bauliche Tätigkeiten etc. sind im Rahmen der Betriebsbewil-
ligung und dem Baubewilligungsverfahren zu beurteilen. 
Dasselbe gilt für die Konformität von Richtstrahl- und Han-
dyantennen etc. 
Die Anliegen werden zur Kenntnis genommen. 
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